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 Veröffentlicht am 21.12.2000

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Niederreiter als

Vorsitzenden sowie durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Schinko, Dr. Tittel, Dr. Baumann und

Hon. Prof. Dr. Danzl als weitere Richter in der Rechtssache der klagenden Partei C***** AG, *****, vertreten durch

Dr. Viktor Ig li-Ig l6y, Rechtsanwalt in Wien, wider die beklagte Partei Christian N*****, vertreten durch Dr. Reinhard

Armster, Rechtsanwalt in Maria Enzersdorf, wegen S 81.707,-- sA über den Berichtigungsantrag der beklagten Partei

hinsichtlich des Urteiles des Obersten Gerichtshofes vom 19. Oktober 2000, GZ 2 Ob 251/00a-49, womit infolge der

Revision der beklagten Partei das Urteil des Oberlandesgerichtes Wien als Berufungsgericht vom 13. April 2000,

GZ 13 R 138/99f-43, teilweise abgeändert wurde, in nichtö6entlicher Sitzung denDer Oberste Gerichtshof hat durch

den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Niederreiter als Vorsitzenden sowie durch die Hofräte des

Obersten Gerichtshofes Dr. Schinko, Dr. Tittel, Dr. Baumann und Hon. Prof. Dr. Danzl als weitere Richter in der

Rechtssache der klagenden Partei C***** AG, *****, vertreten durch Dr. Viktor römisch eins g li-Ig l6y, Rechtsanwalt in

Wien, wider die beklagte Partei Christian N*****, vertreten durch Dr. Reinhard Armster, Rechtsanwalt in Maria

Enzersdorf, wegen S 81.707,-- sA über den Berichtigungsantrag der beklagten Partei hinsichtlich des Urteiles des

Obersten Gerichtshofes vom 19. Oktober 2000, GZ 2 Ob 251/00a-49, womit infolge der Revision der beklagten Partei

das Urteil des Oberlandesgerichtes Wien als Berufungsgericht vom 13. April 2000, GZ 13 R 138/99f-43, teilweise

abgeändert wurde, in nichtöffentlicher Sitzung den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Der Berichtigungsantrag wird abgewiesen.

Text

Begründung:

Der Oberste Gerichtshof gab mit dem im Spruch bezeichneten Urteil der Revision der beklagten Partei nur teilweise

Folge. In Erledigung der einzelnen Anfechtungspunkte ihrer Rechtsrüge führte er ua zu Punkt D ("Zugang der

Kündigung" des Kreditvertrages der klägerischen Bank) aus, dass sich der Beklagte im gesamten Verfahren erster

Instanz - neben seinem sonstigen zahlreichen Bestreitungsvorbringen - überhaupt nie auf einen Nichtzugang der an

ihn gerichteten klägerischen Schriftstücke berufen habe, sodass die Klägerin auch nicht gehalten gewesen sei, hiezu

ihrerseits näheres Vorbringen zu erstatten; das Bestreitungsvorbringen des Beklagten bereits in der Berufung, aber

auch in der Revision verstoße daher gegen das Neuerungsverbot.

In seinem hiegegen nunmehr an den Obersten Gerichtshof direkt gerichteten Berichtigungsantrag moniert die

beklagte Partei, dass dieser Vorwurf nicht nur nicht berechtigt, sondern sogar aktenwidrig sei, und ihrem Vertreter (als
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bestelltem Verfahrenshelfer) hiedurch sogar eine "schwere BerufspJichtverletzung" im Sinne eines

Disziplinarverstoßes vorgeworfen würde. Hätte der Oberste Gerichtshof beachtet, dass sich der Beklagte sehr wohl auf

den Nichtzugang der Fälligstellungsschreiben berufen habe, wäre konsequenter Weise auch seinem

Verjährungseinwand stattzugeben und das Klagebegehren nicht bloß teilweise, sondern vollständig abzuweisen

gewesen. Demgemäß wird der Antrag gestellt, das eingangs erwähnte Urteil des Obersten Gerichtshofes dahin zu

berichtigen, dass sich der Beklagte im Verfahren erster Instanz sehr wohl auf den Nichtzugang der Fälligkeitsschreiben

Beilage ./B und ./C berufen hat und dementsprechend der Revision des Beklagten zur Gänze (im Sinne einer

vollständigen Klageabweisung) Folge zu geben.

Rechtliche Beurteilung

Für die von der beklagten Partei beantragte Berichtigung nach § 419 ZPO besteht indes kein Anlass. Auch wenn die

beklagte Partei - anlässlich der Vorlage diverser gegnerischer Urkunden in der Streitverhandlung vom 9. 2. 1998 -

bezüglich einzelner dieser Beweisurkunden nicht nur die Richtigkeit, sondern auch (wenngleich gänzlich

unsubstantiiert, ohne Beweisanbot und erstmalig in der Berufung bzw Revision auch durch Bezugnahme auf einzelne

Beweismittel inhaltlich näher ausgeführt) den Zugang bestritt, wird nämlich übersehen, dass der klagenden Partei

jedenfalls der Beweis gelungen war, dass diese bezogenen Schreiben dem Beklagten auch tatsächlich (unter seiner

damaligen Adresse laut Kreditantrag in Laxenburg) zugegangen waren, weil sie - so die diesbezüglichen Ausführungen

der Tatsacheninstanzen - nicht (als unzustellbar) an die klägerische Bank zurückgeschickt worden waren und der

Beklagte in der Folge (auf Grund dieser Kündigungsschreiben) die Geschäftsräumlichkeiten der klagenden Partei zum

Zwecke einer Stundungsvereinbarung aufgesucht hatte. Diese Positivfeststellungen haben sich auch im Rahmen des

klägerischen (Gesamt-)Vorbringens gehalten und waren daher auch für den Obersten Gerichtshof, der nur

Rechtsinstanz ist, beachtlich, sodass es auch auf die weiteren, im Berichtigungsantrag näher ausgeführten

Überlegungen zur Beweislast bei Nichterbringung eines solchen Zugangsbeweises (oder entsprechender

Negativfeststellung mit non liquet) nicht mehr ankommen kann. Daraus folgt aber, dass die in der nunmehr vom

Antrag erfassten Entscheidung gemäß § 510 Abs 3 ZPO zusammengefasst dargestellten (und einleitend

wiedergegebenen) Überlegungen zum bezogenen Themenkreis weder "nicht seinem wahren Willen entsprachen" noch

von einer aufzugreifenden Aktenwidrigkeit getragen waren.Für die von der beklagten Partei beantragte Berichtigung

nach Paragraph 419, ZPO besteht indes kein Anlass. Auch wenn die beklagte Partei - anlässlich der Vorlage diverser

gegnerischer Urkunden in der Streitverhandlung vom 9. 2. 1998 - bezüglich einzelner dieser Beweisurkunden nicht nur

die Richtigkeit, sondern auch (wenngleich gänzlich unsubstantiiert, ohne Beweisanbot und erstmalig in der Berufung

bzw Revision auch durch Bezugnahme auf einzelne Beweismittel inhaltlich näher ausgeführt) den Zugang bestritt, wird

nämlich übersehen, dass der klagenden Partei jedenfalls der Beweis gelungen war, dass diese bezogenen Schreiben

dem Beklagten auch tatsächlich (unter seiner damaligen Adresse laut Kreditantrag in Laxenburg) zugegangen waren,

weil sie - so die diesbezüglichen Ausführungen der Tatsacheninstanzen - nicht (als unzustellbar) an die klägerische

Bank zurückgeschickt worden waren und der Beklagte in der Folge (auf Grund dieser Kündigungsschreiben) die

Geschäftsräumlichkeiten der klagenden Partei zum Zwecke einer Stundungsvereinbarung aufgesucht hatte. Diese

Positivfeststellungen haben sich auch im Rahmen des klägerischen (Gesamt-)Vorbringens gehalten und waren daher

auch für den Obersten Gerichtshof, der nur Rechtsinstanz ist, beachtlich, sodass es auch auf die weiteren, im

Berichtigungsantrag näher ausgeführten Überlegungen zur Beweislast bei Nichterbringung eines solchen

Zugangsbeweises (oder entsprechender Negativfeststellung mit non liquet) nicht mehr ankommen kann. Daraus folgt

aber, dass die in der nunmehr vom Antrag erfassten Entscheidung gemäß Paragraph 510, Absatz 3, ZPO

zusammengefasst dargestellten (und einleitend wiedergegebenen) Überlegungen zum bezogenen Themenkreis weder

"nicht seinem wahren Willen entsprachen" noch von einer aufzugreifenden Aktenwidrigkeit getragen waren.

Eine Urteilsberichtigung iSd § 419 ZPO setzt o6enbare Unrichtigkeiten im Urteil oder dessen Begründung voraus. Sie ist

nur dann zulässig, wenn die zu berichtigende Entscheidung dem Willen des Gerichtes o6ensichtlich nicht entsprochen

hat, somit eine Diskrepanz zwischen Gewolltem und Erklärtem vorlag (Rechberger in Rechberger, ZPO2 Rz 3 zu § 419;

RIS-Justiz RS0041519 und RS0041418; SZ 65/116; 6 Ob 159/98w). Im Sinne der vorstehenden Ausführungen waren

jedoch die Erwägungen des erkennenden Senates gerade nicht von einer solchen o6enkundigen Unrichtigkeit

getragen. Der Antrag der beklagten Partei war demnach abzuweisen (6 Ob 159/98w).Eine Urteilsberichtigung

iSd Paragraph 419, ZPO setzt o6enbare Unrichtigkeiten im Urteil oder dessen Begründung voraus. Sie ist nur dann

zulässig, wenn die zu berichtigende Entscheidung dem Willen des Gerichtes o6ensichtlich nicht entsprochen hat, somit
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eine Diskrepanz zwischen Gewolltem und Erklärtem vorlag (Rechberger in Rechberger, ZPO2 Rz 3 zu Paragraph 419 ;,

RIS-Justiz RS0041519 und RS0041418; SZ 65/116; 6 Ob 159/98w). Im Sinne der vorstehenden Ausführungen waren

jedoch die Erwägungen des erkennenden Senates gerade nicht von einer solchen o6enkundigen Unrichtigkeit

getragen. Der Antrag der beklagten Partei war demnach abzuweisen (6 Ob 159/98w).

Eine Kostenentscheidung hatte zu entfallen, weil Kosten im Berichtigungsantrag nicht verzeichnet wurden.
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